
 

 

Bekanntmachung des Landesamtes für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt, 

Dezernat 33 – Besondere Verfahrensarten 

 

zur Planfeststellung des Rahmenbetriebsplanes für das Gewinnungsvorhaben 

Kiessandtagebau Zettweil-Nord vom 15.11.2024 mit behördlicher Entscheidung vom 

08.06.2026 

 

Gemäß § 57a Abs. 1 Satz 5 des Bundesberggesetzes (BBergG), § 27 Abs. 1 des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), § 1 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfah-

rensgesetzes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) in Verbindung mit § 74 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 

Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) wird öffentlich bekannt gemacht: 

 

Der Rahmenbetriebsplan der Starkenberger Quarzsandwerke GmbH & Co. KG (SQW, 

Vorhabenträgerin) für das Gewinnungsvorhaben Kiessandtagebau Zettweil-Nord vom 

15.11.2024 wird gemäß der §§ 51 Abs. 1, 52 Abs. 2a, Abs. 2c und 57a BBergG mit 

Planfeststellungsbeschluss vom 08.06.2026, Az. 33-05120-214/1/17833/2026, zugelassen. 

 

Allgemeinverständliche Beschreibung 

 

Die Starkenberger Quarzsandwerke GmbH & Co. KG ist Inhaberin der grundeigenen Felder 

Zettweil-Nord (VI-f-888/01) und Zettweil-Nordost (VI-f-888/19), die in Summe eine 

Flächengröße von ca. 48,8 ha aufweisen. Davon sollen ca. 47,0 ha planfestgestellt werden. 

Die Abbaufläche zur Gewinnung beträgt innerhalb dieses beantragten Geltungsbereiches ca. 

41,9 ha. Jährlich sollen etwa 400 kt Rohkiessand vorwiegend im Trockenschnitt gefördert und 

dem Kieswerk Kleinröda (Thüringen) zugeführt werden. Für den Rahmenbetriebsplan wird 

eine Geltungsdauer von ca. 30 Jahren beantragt. Somit wird das Vorhaben bis zum 

31.12.2055 befristet. 

 

Hierzu wurde ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren mit integrierter Umweltverträg-

lichkeitsprüfung nach § 52 Abs. 2a BBergG durchgeführt, das mit dem hier bekanntgemachten 

Planfeststellungsbeschluss vom 08.06.2026, Az. 33-05120-214/1/17833/2026, abgeschlos-

sen wurde. Über alle Stellungnahmen und Einwendungen ist entschieden worden. Das LAGB 

hat hiernach verbindlich festgestellt, dass das im Rahmenbetriebsplan beschriebene 

Vorhaben mit den gesetzlichen Umweltanforderungen, den weiteren anzuwendenden 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften und den Rechten Dritter vereinbar ist. Erhebliche 

Beeinträchtigungen für die maßgeblichen Schutzgüter können bei sachgerechter 

Durchführung des bergbaulichen Vorhabens ausgeschlossen werden. 



 

 

Auszug (kursiv) aus dem verfügenden Teil des Planfeststellungsbeschlusses: 

 

A. Tenor 

 

I. Zulassung des obligatorischen Rahmenbetriebsplans und konzentrierte 

Entscheidungen 

 

1. Der o.g. obligatorische Rahmenbetriebsplan wird zugelassen. Diese Zulassung 

umfasst: 

 

a) die Gewinnung des grundeigenen Bodenschatzes „Quarz und Quarzit, soweit er sich 

zur Herstellung von feuerfesten Erzeugnissen oder Ferrosilizium eignet“ innerhalb 

des ca. 41,9 ha großen Abbaufeldes in den Feldern Zettweil-Nord (VI-f-888/01) und 

Zettweil-Nordost (VI-f-888/19), 

 

b) die Wiedernutzbarmachung der maßgeblichen Eingriffsfläche von ca. 41,9 ha 

entsprechend dem Landschaftspflegerischen Begleitplan sowie 

 

c) alle mit dem Vorhaben in unmittelbarem Zusammenhang stehenden bergbaulichen 

Arbeiten und Maßnahmen. 

 

Die Eckpunktkoordinaten der Rahmenbetriebsplangrenzen sind dem obligatorischen 

Rahmenbetriebsplan (Blatt 16) zu entnehmen. 

 

Das Vorhaben ist nach Maßgabe der unter Punkt B. (Sachverhalt) aufgeführten 

Unterlagen auszuführen, soweit sich aus Nebenbestimmungen nicht etwas anderes 

ergibt. 

 

Ausgenommen von dieser Zulassung sind alle Regelungen im Zusammenhang mit der 

Verwertung/Verfüllung von nicht aus dem Abbaubereich der Lagerstätte stammenden 

Materialien außerhalb von Gewässern. Die Entscheidung hierüber bleibt dem 

Verfahren zum Sonderbetriebsplan vorbehalten. 

 

2. Die Zulassung ergeht im Hinblick auf alle von diesem Vorhaben berührten öffentlichen 

Belange einschließlich der folgenden, im Wege der Planfeststellung konzentrierten 

Genehmigungen: 

 



 

 

2.1 Genehmigung gemäß § 17 Abs. 1 des Gesetzes über Naturschutz und Landschafts-

pflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) zur Durchführung der mit der Zulas-

sung des obligatorischen Rahmenbetriebsplanes verursachten Eingriffe in Natur, 

Landschaft und Umwelt, 

 

2.2 Ausnahmegenehmigung gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG von den Verboten des § 30 

Abs. 2 Satz 1 sowie Satz 2 BNatSchG i.V.m. § 22 Abs. 1 Naturschutzgesetz des 

Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) zur abbaubedingten Beseitigung folgender 

Biotope: zwei Feldgehölze aus überwiegend heimischen Arten vom Biotopcode HGA 

sowie ein sonstiges nährstoffreiches Stillgewässer vom Biotopcode SEB, 

 

2.3 Genehmigung gemäß § 68 Abs 2 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes 

(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) zur Herstellung eines temporären Stillgewässers auf 

einer Fläche von 350 m2 als Ersatz für die von besagter Genehmigung mitumfasste 

Beseitigung des innerhalb des westlichen Feldgehölzes liegenden temporären 

Standgewässers (SEB), welches eine Größe von ca. 350 m2 umfasst, 

 

2.4 Genehmigung nach § 14 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 

(DenkmSchG LSA) für die Zerstörung archäologischer Kulturdenkmale im Bereich der 

von dieser Entscheidung umfassten Fläche, 

 

2.5 Genehmigung nach § 14 Abs. 2 DenkmSchG LSA für die Durchführung von 

Erdarbeiten im Bereich vermuteter Denkmale. 

 

II. Wasserrechtliche Erlaubnis 

 

1. Die wasserrechtliche Erlaubnis wird 

 

a) für das abbaubedingte Zutageleiten von Grundwasser sowie 

 

b) zur Einbringung von Bodenmaterial in das Grundwasser 

 

erteilt. 

 

2. Inhaltsbestimmungen:  

[…] 

 



 

 

III. Nebenbestimmungen 

[…] 

 

IV. Entscheidungen über Einwendungen und Stellungnahmen 

Die im Verfahren erhobene Einwendung sowie die eingereichten Stellungnahmen werden 

zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch die Planung der Antragstellerin, 

Nebenbestimmungen in diesem Beschluss oder durch verbindliche Zusagen der 

Antragstellerin entsprochen wurde oder sie sich im Laufe des Verfahrens auf andere 

Weise erledigt haben. 

 

V. Kostenentscheidung 

[…] 

 

Hinweis auf Nebenbestimmungen 

 

Der Planfeststellungsbeschluss erging mit Nebenbestimmungen zu dessen Geltungsdauer 

sowie maßgeblichen Auflagen zu bergrechtlichen, immissionsschutzrechtlichen, infrastruk-

turellen, wasserrechtlichen, naturschutzrechtlichen, landwirtschaftlichen, bodenschutzrecht-

lichen, abfallrechtlichen und denkmalschutzrechtlichen Belangen. 

 

Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses; Zustellungswirkung 

 

Je eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses ist mit je einer Ausfertigung des 

festgestellten Rahmenbetriebsplans in der Zeit vom 

 

10.08.2026 bis einschließlich 23.08.2026 

 

an folgenden Stellen entsprechend der jeweiligen Bestimmungen der Hauptsatzung zur 

Einsicht ausgelegt und kann zu den angegebenen Dienstzeiten eingesehen werden: 

 

1. Stadt Zeitz 

Fachbereich Technisches Zeitz, Sachgebiet Stadtentwicklung im Flurbereich des 3. 

OG 

Altmarkt 16 (Gewandhaus – barrierefrei) 

06712 Zeitz 

 

  



 

 

Montag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Dienstag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

Mittwoch von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Donnerstag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

Freitag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

 

sowie 

 

2. Gemeinde Elsteraue 

 OT Alttröglitz 

Vorzimmer des Bürgermeisters der Gemeinde Elsteraue (Raum 120) 

Hauptstraße 30 

06729 Elsteraue 

  

Montag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Dienstag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

Donnerstag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

 Freitag: von 09:00 Uhr bis 11:00 Uhr 

 oder nach Vereinbarung 

 

sowie 

 

3. Verwaltungsgemeinschaft Rositz 

Bauamtsleitung 

Altenburger Straße 48c 

04617 Rositz 

 

Dienstag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:30 Uhr bis 17:30 Uhr 

Donnerstag: von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr 

 Freitag: von 09:00 Uhr bis 11:00 Uhr 

 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Planfeststellungsbeschluss den übrigen Betroffenen, 

die keine Einwendungen erhoben oder eine Stellungnahme abgegeben haben, als zugestellt. 

 

  



 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen den Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage 

beim Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt in Magdeburg erhoben werden. 

 

Hinweise 

 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist digital auf der Internetseite des LAGB unter 

https://lagb.sachsen-anhalt.de/ sowie im UVP-Portal unter https://www.uvp-portal.de/de 

abrufbar. Dasselbe gilt für den Planfeststellungsbeschluss sowie den festgestellten 

Rahmenbetriebsplan. Die beiden letztgenannten Unterlagen sind auf der Internetseite des 

LAGB sowie des UVP-Portals im oben genannten Zeitraum der Auslegung einsehbar. 

 

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch das LAGB erfolgt auf Grundlage der 

gesetzlichen Bestimmungen. Die Datenschutzerklärung des LAGB ist unter 

https://lagb.sachsen-anhalt.de/das-amt/aktuelle-informationen/datenschutz abrufbar. 

https://lagb.sachsen-anhalt.de/service/bekanntmachungen
https://www.uvp-portal.de/de
https://lagb.sachsen-anhalt.de/das-amt/aktuelle-informationen/datenschutz

